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1. Bedeutung der Globalisierung

Die Krise an den asiatischen Finanzmärkten, die 1997 die Weltwirtschaft
erschütterthatundderenlängerfristigeAuswirkungen inwirtschaftlicher,aberauch
in geo-strategischer und sozial-nationaler Hinsicht keineswegs abzuschätzen sind,
wird auch die letzten Skeptiker davon überzeugt haben, daß die Diskussion um den
Begriff der Globalisierung nicht nur ein heftiges Rauschen im Blätterwald ist,
sonderngrundlegendeordnungpolitische InstitutionenwieMarktundStaatheraus-
fordert, ihre Zweckmäßigkeit neu unter Beweis zu stellen. Kaum eine Regierung
kannsichheutenochdenAuswirkungenderGlobalisierungentziehen.Aberobwohl
dieser Begriff weit verbreitet ist und seine Bedeutung für die Bestimmung innen-
und außenpolitischer Ziele wächst, wissen wir erstaunlich wenig über dieses
Phänomen. In der tagespolitischen Diskussion wird meist von Globalisierung als
einer beobachtbaren Tatsache ausgegangen, der Begriff selbst aber nicht exakt
definiert. Die akademische Diskussion hingegen krankt an einer Vielzahl unter-
schiedlicher Begriffsabgrenzungen, die die analytische Auseinandersetzung mit
dem Phänomen eher erschwert.

In den meisten Fällen wird ökonomische Globalisierung als die stete Zunahme
grenzüberschreitender finanzieller und wirtschaftlicher Aktivitäten beschrieben.
Handelte es sich indessen nur um reinquantitativeVeränderungen, sähen sich
Regierungen und Gesellschaften wohl kaum veranlaßt, ihre Rolle vor dem Hinter-
grund dieses Prozesses neu zu bestimmen. Wenn allerdings, wie viele behaupten,
eine neue Standortbestimmung dringend ansteht, ist zu zeigen, daß Globalisierung
mehr ist: eine tiefgreifendequalitativeTransformation, die sich auf Staaten und
deren Institutionen, namentlich die ordnungspolitischen Strukturen nachhaltig
auswirkt.

DieausländischenDirektinvestitionen,derWelthandelunddiegrenzüberschrei-
tenden Kapitalströme haben in den letzten 20 Jahren unzweifelhaft in ungeahntem
Maßezugenommen.Wichtigeraber ist,daßsichauch ihrCharakter, ihregeographi-
sche Ausrichtung geändert hat, vor allem aber neue transnationale Wirtschaftsver-
bindungen an Bedeutung gewonnen haben. In den sechziger und siebziger Jahren



war das Wachstum der ausländischen Direktinvestitionen noch eng an die Entwick-
lung materieller Funktionen wie Weltproduktion und -handel gekoppelt. Zwischen
1985 und 1996 jedoch stiegen diese Investitionen im Durchschnitt um real 16 vH
jährlich, während Produktion und Handel nur um 2 vH bzw. 7 vH zunahmen. Der
Löwenanteil dieses Investitionszuwachses konzentrierte sich auf die OECD-Staa-
ten und einige wenige Entwicklungsländer. Läßt man die Öffnung Chinas und der
ehemaligen Ostblockstaaten, die vor 1985 praktisch keine Investitionen auf sich
zogen, außer acht, ist der Anteil der in Entwicklungsländer fließenden ausländi-
schen Direktinvestitionen sogar zurückgegangen. Die Investitionen, die vor allem
derRohstoffindustriesowiearbeitsintensivenoderganzneuaufzubauendenProjek-
ten zugute kommen, sind nach wie vor ein wichtigesElement in der Weltwirtschaft.
Sienehmensichaberbescheidenaus,vergleichtmansiemitderdurchFusionenund
ÜbernahmenentstandeneninvestivenVerflechtungdesOECD-Raumesundeiniger
weniger aufstrebender Märkte. Diese Verflechtung konzentriert sich im wesentli-
chen aufBranchen,die einehoheWertschöpfungaufweisen,zurstarkexpandieren-
den Informations- und Kommunikationsindustrie gehören oder aber forschungs-
undentwicklungsintensivsind.NochdeutlicherwirddiesesBild,betrachtetmandie
Unternehmensallianzen und -kooperationen. Für diese Formen der grenzüber-
schreitenden Unternehmensorganisation entscheiden sich oft Konzerne, die nicht
ausreichend liquide sind oder weniger verbindliche Kooperationsformen bevorzu-
gen. Derartige Allianzen haben in den vergangenen zehn Jahren nicht nur deutlich
zugenommen, sie konzentrieren sich auch zu fast 90 vH auf die OECD-Staaten.

Die skizzierten Veränderungen wirken sich auch qualitativ auf den Welthandel
aus. Der branchen- und firmeninterne Handel macht nach Schätzungen der OECD
derzeit bereits rund 70 vH des Welthandels aus. Beide Aspekte sind eng mit
weltumspannenden Unternehmensstrategien verknüpft und haben mit der in den
ökonomischenLehrbücherndargestelltenTheoriederkomparativenKostenvorteile
nicht mehr viel zu tun. Das Anschwellen der grenzüberschreitenden Kapitalströme
in den vergangenen zehn Jahren ist heute eine bekannte Tatsache. Doch auch in
diesen Fällen bedeuten die zunehmende wertpapiermäßige Unterlegung sowie
die institutionelle Absicherung von Ersparnissen seit Mitte der achtziger Jahre
eine qualitative Veränderung, in diesem Fall der internationalen Finanzinter-
mediationundderdamitverbundenenRisiken(vomKreditrisikozumMarktrisiko),
in dessen Verlauf die Umsetzung globaler Unternehmensstrategien erleichtert
wird und gleichzeitig ausländischen Unternehmen inländische Finanzmärkte
eröffnet werden. Vor allem durch den Markt für Derivative hat die Volatilität
grenzüberschreitender Kapitalströme stark zugenommen. Der explosionsartig
angestiegene Umfang dieser Transaktionen wird deutlich, vergleicht man den
Devisenhandel mit der Summe von ausländischen Direktinvestitionen und Welt-
handel:1995entsprachdiesenurnochetwa6TagesumsätzendesglobalenDevisen-
handels.
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Kurz, ein beträchtlicher Teil der internationalen Wirtschaftsaktivitäten in den
vergangenen Jahren spiegelt die interne, aber grenzüberschreitende Umstrukturie-
rung von Unternehmensaktivitäten in allen Phasen des Produktzyklus wider. Diese
Umstrukturierung ermöglicht es den Unternehmen, von geographisch immer
größerenAbsatz-undBeschaffungsmärktenzuprofitieren.Bewerkstelligtwirddies
entweder durch die Übernahme eines ausländischen Kapitalbestandes in eine
bestehende Unternehmensstruktur und die Internalisierung zuvor am Markt
abgewickelterwirtschaftlicherVorgänge oder durchAllianzen in Formvon langfri-
stigen Zulieferverträgen,Lizenz- oder Franchisingabkommen.Bei letzteren finden
zwarTransaktionenzwischenrechtlichvoneinanderunabhängigenUnternehmens-
einheiten statt, doch sind diese Beziehungen nur eingeschränkt den Marktkräften
unterworfen. Globalisierung ist also in diesem Sinne bislang ein eher mikroökono-
misches Phänomen: Das Entstehen eines einzigen integrierten Wirtschaftsraumes
vollzieht sich unter dem Druck der Organisationslogik sich vernetzender Industrie-
unternehmen und ihrer Finanzbeziehungen, wobei sich dieser Raum im Regelfall
mit einer Vielzahl politischer Räume (also Nationalstaaten) überschneidet. Interne
Unternehmenstransaktionen werden weiterhin von Nationalstaaten registriert und
als „Außenhandel“ gebucht – dies aber nicht, weil es sich im eigentlichen Sinne um
Handelstransaktionen handelt, sondern nur weil sie Grenzen überschreiten. Aussa-
gefähige Daten über den konzerninternen Handel liegen nur für die Vereinigten
Staaten vor. Immerhin machte dieser „off-market trade“ 1995 annähernd 40 vH des
gesamten amerikanischen Außenhandels aus. Globalisierung bedeutet also nicht
zwingend die Entstehung einer globalen Marktwirtschaft, wie vielfach angenom-
men.

2. Auswirkungen auf nationalstaatliche Politikfähigkeit

Die Feststellung, wirtschaftliche Integration wirke einschränkend auf das eng
mitdemKonzeptdesNationalstaatsverbundeneSouveränitätsprinzip, istnichtneu.
Auch hier ist zu fragen, inwiefern die ökonomische Globalisierung eine neue
Qualität aufweist. Dazu sind zwei Unterscheidungen hilfreich: Erstens, die Globa-
lisierung stellt nicht dieformaleSouveränität, die rechtliche Existenz eines Staates
in Frage. Dies können nur andere Staaten tun. Sie stellt vielmehr dieoperationelle
Souveränität in Frage, also die Fähigkeit eines Staates, ungehindert von äußeren
oder inneren Einflüssen Politik zu formulieren und durchzusetzen.

Zweitens, Souveränität hat eine innere und eine äußere Dimension. Ihreinnere
Dimension bezieht sich auf das Verhältnis zwischen Staat und Gesellschaft.Max
Webercharakterisiertdie Fähigkeit zurAusübung innererSouveränitätalsalleinige
Rechtshoheit über eine Reihe gesellschaftlicher und damit auch wirtschaftlicher
Aktivitäten in einem abgegrenzten Territorium. Diese Fähigkeit wird durch die
rechtlichen, administrativen und politischen Strukturen eines Staates und durch die
Grundsätzeverkörpert,andenensichstaatlichePolitikorientiert. Inwirtschaftlicher
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Hinsicht bedeutet die Ausübung innerer Souveränität die uneingeschränkte Mög-
lichkeit zur Steuererhebung und zur Regulierung der Aktivitäten des privaten
Sektors.

Die äußereDimension von Souveränität bezieht sich auf die Beziehungen
zwischenStaatenderVölkergemeinschaft.Grundlegenddefiniert sinddieseBezie-
hungen durch das Fehlen einer zentralen Autorität. In den Termini vonThomas
Hobbes ist die internationale Staatenwelt demnach als prinzipiell anarchisch
anzusehen. Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges haben sich die Staaten der
westlichenHemisphäreweitgehenddenGrundsätzeneinesliberalenökonomischen
Internationalismus verpflichtet gefühlt und damit eine schrittweise Verringerung
ihrer äußeren (vor allem wirtschaftlichen) Souveränität durch Zollsenkungen und
den Abbau von Kapitalkontrollen unterstützt. Dieser Verzicht auf eine uneinge-
schränkte Ausübung der äußeren Dimension von Souveränität wurde im Gegenzug
durch eine Reihe internationaler Normen und Grundsätze aufgefangen, die unter
anderem das Prinzip der Reziprozität in internationalen Vereinbarungen (wie
beispielsweise im GATT oder beim IWF) umfaßt.

Der Begriff der äußeren Souveränität verliert allerdings fast gänzlich an Bedeu-
tung, untersucht man die Auswirkungen der Globalisierung auf staatliche Politik-
fähigkeit. Weltumspannende Unternehmensnetze stellen die innere Souveränität
eines Staates in Frage, indem sie die räumliche Beziehung zwischen dem privaten
und dem öffentlichen Sektor deutlich  verändern. Die Organisationslogik der
Globalisierung ist von Vorteil für grenzüberschreitend tätige Unternehmen, da
früher zersplitterte nationale Märkte nun zunehmend zu einem einzigen Ganzen
verschmelzen können. Diese Logik führt in der Konsequenz zu einem Wirtschafts-
raum, unter dem eine Vielzahl politischer Räume subsumiert sein wird. Infolge
dessenhateinStaatnichtmehralleindieRechtshoheitüberdenräumlichenUmfang,
in dem Unternehmen sich organisieren. Die  innere Souveränität, um in der
bisherigen Terminologie zu bleiben, wird  dadurch entscheidend geschwächt.
Deutlich wird dies in der Praxis an den zunehmenden Möglichkeiten für internatio-
nal agierende Unternehmen, nationalstaatliche Unterschiede im Aufsichts- und
Steuerrecht geschickt zu ihren Gunsten ausnutzen zu können.

Damit istaberkeineswegsgesagt,daßdieAkteuredesprivatenSektorsdie innere
Souveränität eines Staates in jedem Fall bewußt untergraben. Sie folgen oft einfach
einer grundsätzlich anderen organisatorischen Logik. Politische Systeme sind –
zumindest in ihrer gegenwärtigen Form als Nationalstaaten (denn ein internationa-
les politisches System gibt es, bis auf erkennbare Ansätze in der EU, noch nicht) –
aufdieWahrungvonGrenzenbedacht; ihreLegitimationnachinnenundaußenleitet
sich aus der Fähigkeit ab, Grenzen aufrechtzuerhalten. Märkte wurden zwar
ursprünglich von politischer Hand geschaffen, existieren aber ohne Grenzen. Die
räumlicheSymmetriezwischen„öffentlich“und„privat“,Grundpfeilerder Ideeder
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innerenSouveränität, schwindet allmählich–Entgrenzungsetztein.DieReichwei-
te staatlicher Politik, die nach wie vor an das Territorialitätsprinzip gebunden ist,
kann demnach nicht mehr auf einen geschlossenen Raum, in dem sich Produktion
und Verbrauch organisieren, projiziert werden. Globalisierung ist somit ein zwie-
spältigerProzeß:AufdereinenSeiteführterzueinerzunehmendenwirtschaftlichen
Integration, während er auf der anderen Seite politisch fragmentierend wirkt.

Daß die politische Fragmentierung lediglich den operationellen, nicht aber den
formalen Aspekt der inneren Souveränität bedroht, macht die Herausforderungen
keineswegs geringer. Eine Einschränkung der inneren Souveränität eines Staates,
also die Beschränkung der Fähigkeit von Staaten, Politik im nationalen Rahmen zu
formulieren und durchzusetzen, bedeutet letzten Endes eine Einschränkung der
Demokratie.Auch wenn die Bürger ihr formales Wahlrecht ausüben, schwindet die
tatsächliche Macht ihrer Stimme bei der Formulierung staatlicher Politik in dem
Maß, in dem sich innere Souveränität nicht mehr durch- setzen läßt. Durch eine
anhaltende Schwäche der inneren Souveränität werden die Strukturen und Institu-
tionen derDemokratie relativiert und damit letztlichauch die formaleSouveränität,
die rechtliche Existenz eines Staates, in Frage gestellt. Dies erklärt zumindest zu
einem Teil die Abnahme des Vertrauens in unsere demokratischen Institutionen.
Staaten wird in der Folge nichts anderes übrig bleiben, als auf diese Entwicklungen
in hoffentlich angemessener Weise zu reagieren.

3. Antworten auf Globalisierung

Bisher waren unsere Antworten auf Globalisierung bestenfalls reagierend. Im
wesentlichen lassensichdabeizweiFormenstaatlicher Interventionunterscheiden:
Die Globalisierungskritiker rufen nach Maßnahmen, mit deren Hilfe nationalstaat-
liche Politik wieder das „only game in town“ werden solle. Sie befürworten einen
neuen Protektionismus, der mit Hilfe von neuen Zöllen, nicht- tarifären Handels-
hemmnissenundKapitalkontrollenUnternehmendazuzwingensoll, sichwieder in
entsprechendennationalenGrenzenzuorganisieren.Stößtderwirtschaftspolitische
Nationalismus (und um nichts anderes als Nationalismus handelt es sich hier) nicht
auf breite Zustimmung in der Bevölkerung, ist sein politisches – geographisch
allerdingsbegrenzteres– Gegenstückmöglicherweiseerfolgreicher:eindefensiver
Interventionismus,  der  auf größere regionale Unabhängigkeit oder sogar auf
territoriale Abspaltung setzt in der Hoffnung, die innere Souveränität zurückzuer-
langen.

AnderewiederumforderndiestaatlichenInstanzenauf,offensivmitInvestitions-
anreizen und wettbewerbsorientierter Deregulierung zu intervenieren. Dies führt
zum  heute oft  beschworenen  „Standortwettbewerb“  zwischen Staaten: Diese
bemühen sich mit Anreizen verschiedenster Art, international tätige Unternehmen
ins Land zu holen, damit diese dringend benötigte Arbeitsplätze schaffen und
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Steuern zahlen. In den OECD-Staaten stiegen die Subventionen von 1989 bis 1993
um 27 vH, wettbewerbsorientierte Deregulierung ist inzwischen auf allen Finanz-
märkten üblich und neuerdings auch in der Steuergesetzgebung der einzelnen
Staaten nichts Besonderes mehr. Auch als politisches Instrument werden Formen
solcher offensiver Intervention von Entscheidungsträgern zunehmend angewandt,
um die Reichweite ihrer eingeschränkten inneren Souveränität auszudehnen und
somit dem Wirtschaftsraum weltumspannender Unternehmensnetze gerecht zu
werden. ZweiderbekannterenBeispiele fürdieseForm derPolitik sindderVersuch
Kaliforniens,UnternehmenmitSitz imBundesstaataufglobalerBasiszubesteuern,
sowie dasHelms-Burton-Gesetz, mit dem die Vereinigten Staaten versuchen,Kuba
vom internationalen Handel auszuschließen.

Keine der beiden Reaktionen verheißt etwas Gutes – weder für die Zukunft der
internationalen Beziehungen noch für unsere Volkswirtschaften. Protektionismus
führt ungeachtet eines vielleicht legitimen Strebens nach der Wiederherstellung
innerer Souveränität zu Vergeltungsmaßnahmen und könnte die Weltwirtschaft
auseinanderdriften lassen. Das Subventionieren eines Industriezweiges mit dem
einzigen Zweck, einen vielleicht nur kurzfristigen Wettbewerbsvorteil zu erlangen,
wird ebenfalls keine integrativen Prozesse fördern, sondern entzieht die heute
ohnehinknappenöffentlichenMittelwichtigerenZielenstaatlicherPolitik.Wettbe-
werbsorientierte Deregulierung führt vielleicht nicht unmittelbar zu einem Zerfall
der Weltwirtschaft, aber sie löscht den eigentlichen Zweck ihrer Politik mittel- bis
langfristig aus: Ein vollständig deregulierter Markt ist kein geeignetes Mittel, die
innere Souveränität eines Staates wieder herzustellen, vielmehr wird sie dadurch
weiter ausgehöhlt und zuletzt vollständig untergraben. Dies soll kein Argument
gegen Strukturreformen sein, die in vielen Ländern (Deutschland eingeschlossen)
längst überfällig sind. Dieser Einwand soll jedoch deutlich machen, daß die heute
oft über alle vernünftigen Maße hinaus favorisierte Idee des Wettbewerbs zwischen
Staaten eine „Alles-oder-Nichts-Situation“ herbeiführen und diejenigen politi-
schen Kräfte stärken wird, die als Reaktion eine massive Kurskorrektur mittels
protektionistischer Politik einleiten wollen. Auch der exterritoriale Geltungsan-
spruch von Gesetzen kann einen internationalen Integrationsprozeß nicht fördern,
andere Staaten werden sich gegen solche „Diktate“ wie beispielsweise das Helms-
Burton-GesetzzurWehrsetzen.Der Versuchschließlich,diepolitischeGeographie
durchstärkereRegionalisierungodersezessionistischeBestrebungenneuzufassen,
löstdieProblemenurscheinbar. Bei derTeilungeinesStaatesgehtesausschließlich
um die äußere Dimension der Souveränität, keinesfalls kann sich ein Staatauf diese
Weise von den Herausforderungen der Globalisierung abschotten; im Gegenteil: er
wird dadurch eher noch verwundbarer.

Alle interventionistischen Politikoptionen bekräftigen zudem von neuem Terri-
torialität als ordnendes Prinzip der internationalen Beziehungen – einen Zustand,
den man durch wirtschaftliche Integration zu überwinden gesucht und der mit dem
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Ende des Kalten Krieges erreicht zu sein schien. Diese Politikoptionen laufen auch
der Globalisierung zuwider und könnten nur dann Erfolg haben, falls das in der
Nachkriegszeit Erreichte wieder rückgängig gemacht werden könnte. Dennoch ist
die Popularität dieser Strategien seit Anfang der neunziger Jahre beträchtlich
gestiegen. In vielen Staaten, Europa und die Vereinigten Staaten eingeschlossen,
machen sich „Populisten“ die Sorgen und Probleme der Öffentlichkeit angesichts
der mangelnden Durchsetzungsfähigkeit der inneren Souveränität zunutze. Falls
keine besseren Lösungen gefunden werden als die hier beschriebenen, werden sich
viele Staaten bald gezwungen sehen, Maßnahmen zu ergreifen, um den Verlust an
innerer Souveränität und die fortschreitende Erosion des Vertrauens in ihre demo-
kratischen Institutionen durch Interventionismus mindestens aufzuhalten.

4. Globalisierung nutzen und gestalten

DieFragenachder „Globalisierungsfalle“muß somit neugestelltwerden.Nicht
die Prozesse, die wir mit dem Begriff der Globalisierung verbinden, führen uns in
eine Falle. Vielmehr ist es die territoriale Beschränkung in den bisher gewählten
ordnungspolitischenAntwortenaufGlobalisierung.Eine interventionistischePoli-
tikwirdbeidemVersuch, innereSouveränitätdurchdasFesthaltenamtraditionellen
Konzept vom Nationalstaat, um das Territorialitätsprinzip weiter ausüben zu kön-
nen, erfolglos bleiben. Will man Globalisierung nutzen und gestalten, anstatt von
ihr getrieben zu werden, muß die Fähigkeit zur Ausübung innerer Souveränität in
einem nicht-territorialen Rahmen realisiert werden. Die Bildung einer Weltregie-
rungwärezwargrundsätzlicheineMöglichkeit,gemeinwohlorientierteZieledurch
eine globale Politik des öffentlichen Interesses zu verfolgen, sie wäre aber zum
Scheitern verurteilt. Vorausetzung wäre nämlich zum einen, daß die Staaten nicht
nur auf ihre operationelle, sondern auch auf ihre formale Souveränität verzichten;
zum anderen zöge sie eine Unzahl von Effektivitäts-, Effizienz- und Legitimitäts-
problemen nach sich.

Eine aussichtsreichere Strategie fußt auf der erwähnten Unterscheidung zwi-
schen operationeller und formaler Souveränität.Ordnungspolitikmuß als eine für
dasFunktionierenjeglicherMarktwirtschaftaufnationaler,regionaleroderglobaler
Ebene entscheidende gesellschaftliche Funktion nicht zwingend gleichgesetzt
werdenmitstaatlicherPolitik. Eine globale Politik des öffentlichen Interesses, eine
globale gemeinwohlorientierte Ordnungspolitik, kann über nationalstaatliche
Grenzenhinweggedachtundorganisiertwerden, indemdieoperationellenElemen-
te der inneren Souveränität (die Ordnungspolitik) von ihrem formalen territorialen
Fundament (dem Nationalstaat) und dessen institutionellen Kontext (der Regie-
rung) gelöst werden. Mit anderen Worten: ehemals klassische innenpolitische
Politikfelder,dienun imNationalstaatalleinenichtmehrbefriedigendzubearbeiten
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sind, müssen aus dem nationalstaatlichen Kontext und der nationalen Regierungs-
ebene gelöst und auf einer anderen Ebene bearbeitet werden.

Der Kern einer solchen Strategie ist dasSubsidiaritätsprinzip: Politische Ent-
scheidungsträger im Nationalstaat müßten operationelle Elemente der inneren
Souveränität, im Einzelfall also auch weitreichende Kompetenzen, auf andere, zur
Durchsetzung globaler öffentlicher Interessen besser geeignete Akteure und Ein-
richtungen übertragen. Der Begriff der Subsidiarität wird hier allerdings in einem
weiteren als dem bisher verbreiteten (vor allem europäischen) Kontext verstanden:
Das Präfix „Sub“ hat hier nicht nur die enge räumliche Bedeutung einer nachgeord-
neten Politik- oder Verwaltungsebene, wie man es im Hinblick auf die Europäische
Union oder das10th Amendmentder amerikanischen Verfassung versteht, sondern
wird auch im funktionalen Sinne gesehen. Es bezieht sich auf alle Akteure und
Einrichtungen, die die Durchsetzung innerer Souveränität im globalen Rahmen
gewährleisten können. Subsidiarität wäre in diesem Zusammenhang also konzep-
tionell zu erweitern. In der klassischen Form dervertikalenSubsidiarität werden
ordnungspolitische Aufgaben innerhalb des öffentlichen Sektors an die Stelle
delegiert, die dem zu lösenden Problem am nächsten steht. Im Rahmen der
Globalisierung bezieht sich dies vor allem auf die internationalen Organisationen.
Der Wandel im Rollenverständnis und in den Aufgaben des IWF, der Weltbank und
der Welthandelsorganisation, die sich mehr und mehr mit der Bekämpfung der
Korruption, mit Finanzaufsicht, Umweltstandards und anderen Themen staatlicher
Politik befassen, zeigt deutlich, daß dieser Form der Subsidiarität, auch wenn dies
bisher kaum öffentlich registriert wird, zunehmende Bedeutung zukommt. Das
heißtnicht, daß lokaleAkteurebei derDurchsetzungundBeobachtungaufglobaler
EbenevereinbarterRegelnundStandardsnichteinewichtigeRollespielenkönnen.
Der oft zitierteSatz „Global denken– lokalhandeln“ veranschaulicht in praktischer
Weise,daßvertikaleSubsidiarität inbeideRichtungenfunktionierenkannundmuß.

Aber auch das Prinzip derhorizontalenSubsidiarität könnte bei der Gestaltung
einerglobalenOrdnungspolitikextensivausgenutztwerden:TeilederPolitikgestal-
tung könnten in diesem Sinne an Unternehmen, Gewerkschaften, Nicht-Regie-
rungsorganisationen, ja sogar Stiftungen und andere interessierte nicht-staatliche
Akteure übertragen werden. Diese Akteure haben ein direktes Interesse an den
Ergebnissen öffentlicher Politik und bieten den Vorteil, daß sie der Territorialitäts-
fallenationalstaatlicherPolitikweitestgehendentgehenkönnen,da ihreAktivitäten
nicht an ein bestimmtes Gebiet gebunden sind. Die sich durch den technologischen
Fortschritt rasch wandelnden Anforderungen an ordnungspolitische Kompetenz
wie zum Beispiel im Finanz- oder Umweltbereich werden zudem durch private
Akteure besser erfüllt, da sie die betreffenden Politikfelder besser kennen und
verstehen. Nicht nur Akzeptanz und Legitimität globaler Ordnungspolitik können
so erhöht werden, die dadurch ins Leben gerufenen öffentlich-privaten Partner-
schaften und Formen der Zusammenarbeit würden auch zu einem effizienteren und
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effektiveren politischen Prozeß führen. Horizontale Subsidiarität in Form von
transnationalen öffentlich-privaten Regulierungsbehördenwürde zu einem Grund-
pfeiler einer globalen gemeinwohlorientierten Ordnungspolitik und könnte sich
neben Problembereichen wie der globalen Finanzaufsicht, dem Umweltschutz, der
Bekämpfung der international organisierten Kriminalität oder dem Transfer von
„dual-use“-Technologie vielen weiteren politischen Problemen widmen.

Kritiker eines solchen Ansatzes werden zu Recht fragen, ob die Zusammenfas-
sung öffentlicher und privater Interessen unter einem Dach zweckmäßig ist –
wahrscheinlich (so wird unterstellt) würde das öffentliche Interesse dabei vernach-
lässigt. Die bisher nur begrenzten Erfahrungen mit dieser Form gemischter Regu-
lierungs- und Aufsichtsbehörden in den Vereinigten Staaten und wenigen anderen
Ländern geben den Skeptikern in mancherlei Hinsicht Recht. Statt aber aufgrund
dieser Beobachtungen die Idee einer globalen, am öffentlichen Interesse orientier-
ten Ordnungspolitik unter Beteiligung nicht-staatlicher Akteure zugunsten inter-
ventionistischer Politik zu verwerfen, sollte man versuchen, die gegenwärtigen
Mängel zu identifizieren und zu beheben. Dazu wäre es in einem ersten Schritt
unabdingbar, die Strukturen und InstitutionenbisherigerordnungspolitischerAkti-
vitäten zu öffnen und transparenter zu gestalten. Zu diesem Zweck müßten allen
beteiligten Gruppen der Zugang zu der gemischten Regulierungs- oder Aufsichts-
behördegarantiertundstrengeOffenlegungsprinzipienerlassenwerden(„disclosu-
re-based regulation“). Unternehmen müßten in einem weiteren Schritt die Arbeit
dieser  öffentlich-privaten Partnerschaften erleichtern, indem sie  ihre  eigenen
Kontroll- und Managementstrukturen verbessern. Je besser solche internen Kon-
trollen funktionieren, um so weniger wahrscheinlich wären Marktversagen und die
Notwendigkeit externer regulativer Eingriffe.

Die Idee der öffentlich-privaten Partnerschaft wird zweifellos auf Widerstand
stoßen. Die Privatwirtschaft wird sich gegen die Offenlegungspflichten als eine
unerwünschte Einmischung wehren und vor den erforderlichen internen Anpas-
sungsmaßnahmen aus Kostengründen zurückschrecken. Doch wird man bedenken
müssen, welche Folgen dies mittel- oder langfristig in Form defensiv interventioni-
stischer staatlicher Politik hat. Nicht-Regierungsorganisationen werden auch wei-
terhin Bedenken über das Ausmaß an Vertrauen, das dem privaten Sektor dabei zu
schenken ist, äußern. Doch sie sollten sich darüber im Klaren sein, daß der Verlust
an interner operationeller Souveränität bereits zu einem Demokratiedefizit geführt
hat, und erkennen, welcheChancen diehier vorgeschlageneFormglobalergemein-
wohlorientierterOrdnungspolitikund öffentlich-privaterPartnerschafteneröffnen.

5. Mit den Entwicklungen Schritt halten

Die Beziehungen zwischen den hochentwickelten Industrieländern sind zuneh-
menddurchdieAuswirkungenderGlobalisierunggekennzeichnet.Daswirdbereits
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in der wachsenden Aufmerksamkeit deutlich, die nichttarifäre Handelshemmnisse
im Bereich der Finanzaufsicht oder internationale Gesundheits-, Umwelt- und
Sicherheitsstandards in den entsprechenden Institutionen finden.VielederSchwel-
len-unddiemeistenderEntwicklungsländersindallerdingsnochnichtsoweit;dort
sind weiterhin äußere Souveränität und territoriale Interessen die wichtigsten
Bestimmungsfaktoren der Außenpolitik. Doch auch die Nord-Süd-Beziehungen
verändern sich zusehends, wie die aktuellen Finanzmarktturbulenzen in Südostasi-
enund ihreFolgewirkungen illustrieren.Soll sichdieGlobalisierung fortsetzenund
intensivieren, dürfen wir uns von diesen Teilen der Welt nicht länger ordnungspoli-
tisch isolieren.

Bis jetzt spiegelt sich aber die Antwort auf die globalen ordnungspolitischen
Herausforderungen noch nicht in den internationalen institutionellen Rahmenbe-
dingungen wider. Als erster Schritt sollten zumindest die die Liberalisierung
fördernden Institutionen wie der IWF mit den Gremien, die mit der Kontrolle der
mit der Globalisierung entstandenen Finanzrisiken beauftragt sind (wie hier das
„Joint Forum“, in dem die Aufsichtsbehörden des Banken-, Wertpapier- und
Versicherungssektors zusammenkommen), enger zusammenarbeiten. In vielen
FällenwäreeineVereinigungderAufgabenbereicheuntereinemDachdiesinnvoll-
ste Lösung. Dies würde bürokratische Doppelarbeit und Grabenkämpfe zwischen
internationalen Institutionen vermeiden helfen und zudem der doppelten Heraus-
forderung,vordiesichvielederEntwicklungsländergestelltsehen(Liberalisierung
nach innen und gleichzeitiges Schritthalten mit den sich rapide verändernden
globalen Anforderungen), mit einem kohärenteren Ansatz als bisher begegnen.

6. Internationale Sicherheit neu konzipieren

Sollen die Institutionen der internationalen Sicherheitsordnung und ihre Archi-
tekten konkrete tragfähige Lösungsansätze für die Globalisierung im 21. Jahrhun-
dert entwickeln, kann die äußere Souveränität nicht das einzige Paradigma der
internationalen Beziehungen bleiben. Der Charakter der „internationalen Sicher-
heit“ hat heute zwei Dimensionen: die außenpolitisch-kollektive (Territorialität)
unddie innenpolitisch-individuelle.DieBewahrungderäußerenSouveränitäteines
Staates (also die Sicherung der rechtlichen Existenz) hängt letztlich von der
Fähigkeit nationalstaatlicher Politik ab, ehemals als Innenpolitik definierte Politik-
felder auf neuen Wegen in der Außenpolitik zu lösen. Diesem Erfordernis sinnvoll
und konstruktiv Rechnung zu tragen, ist die Aufgabe der internationalen Beziehun-
gen in den kommenden Jahren.

In diesem Zusammenhang sollten sich auch die mit dem internationalen Sicher-
heitsmanagement betrauten internationalen Institutionen mit Fragen der inneren
Souveränität befassen und ihre Möglichkeiten und Instrumente ausweiten. Ein
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Beispiel  dafür wäre die Debatte über die Zukunft  der NATO. Gegner einer
Erweiterung in Ost und West verweisen auf die äußere Souveränität und betonen so
die territorialen Konsequenzen einer solchen Maßnahme. Die Befürworter legen
den Schwerpunkt ihrer Argumentationauf die innereSouveränität, indem sieandie
neuen Aufgaben der Allianz wie die Entwicklung von Demokratie und zivilisierter
Gesellschaft erinnern. Angesichts der historischen Bedeutung der NATO und des
damit verbundenen institutionellen und bürokratischen Beharrungsvermögen so-
wie mangels konkreter Alternativen überwiegen in der Diskussion die Argumente
derBefürwortereinerNATO-Erweiterung.Dies ist vonentscheidenderBedeutung:
SolltedasBündnisnichterweitertwerden,sogeschähediesnichtaufderGrundlage
einesbesserenEntwurfes füreineglobaleSicherheitsordnung.Vielmehrwürdedies
bedeuten, daß auch in diesem Politikfeld die defensive Intervention als Option die
Oberhand gewonnen hätte. Die Alternative „NATO-Erweiterung: ja oder nein“ ist
daher vermutlich die falsche Fragestellung. Der eigentlich interessante Aspekt ist,
inwiefern die Art der Erweiterung und Veränderung des Bündnisses der richtigen
Mischung zwischen der Erhaltung äußerer und innerer Souveränität Genüge tut –
einer Mischung, die eine sich wandelnde Zusammensetzung europäischer und
globaler Sicherheitsanforderungen berücksichtigt und Rußland stufenweise einbe-
zieht.

Obwohl die Daten über ausländische Direktinvestitionen und internationale
Unternehmensallianzen belegen, daß große Teile der Weltwirtschaft vor allem
südlichdesÄquators nochnicht vonderGlobalisierungerfaßtsind,wirdderBedarf
an politischer Einbindung dieser Regionen über die NATO-Erweiterung hinaus
anwachsen. Wird innere Souveränität allmählich zu einemThema der internationa-
len Beziehungen, eröffnet sich eine neue strategische Vision, in der internationale
Finanzinstitutionen wie IWF und Weltbank zu zentralen Elementen der künftigen
internationalen Sicherheitsordnung werden. Die Weltbank hat bereits begonnen,
sich mit Aspekten innerer Souveränität wie „good governance“, Armutsbekämp-
fung oder Konfliktprävention zu beschäftigen und sollte dies weiterführen und
ausbauen. Der IWF beschäftigt sich seit jüngster Zeit mit Problemen der Regulie-
rung des globalen Finanzsystems, der Geldwäsche und der Steuerhinterziehung.
Indem sie auf die wirtschaftlichen Konsequenzen überzogener Militärausgaben
aufmerksam machen und Druck auf die betreffenden Staaten ausüben, diese zu
kürzen, stellen inzwischen beide Institutionen die Möglichkeit für die Wahrung der
äußerenSouveränitäteinesStaates inFrage,wenn innereSouveränitätwieminima-
le Standards für Erziehung und Gesundheit nicht gewährleistet sind. Vor 50 Jahren
wurde diesen Institutionen das Mandat erteilt, die zunehmende Interdependenz zu
gestalten. Künfig besteht ihre Aufgabe in der Gestaltung der Globalisierung und
somit einer globalen gemeinwohlorientierten Ordnungspolitik. Dazu werden sie
verstärkt Modelle öffentlich-privater Partnerschaften organisieren müssen, um
offener und transparenter zu werden und die Rückbindung an die Bürger und die
daraus erwachsende Legitimität zu erwerben, die die Übernahme von bisher an die
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innere Souveränität gebundenen Aufgaben erfordert. Ohne diese Anpassungen
werden die Institutionen ihr neues Mandat nicht wahrnehmen und letztlich auch ihr
Fortbestehen nicht ausreichend begründen können.

Eine wirklich erfolgreicheGlobalisierung – die also auch die südlicheHälfte des
Globus umfaßt – hängt unmittelbar vom Transfer materiellen und immateriellen
Kapitals aus dem Norden in den Süden ab. 1990 stammten 44 vH aller langfristigen
finanziellen Leistungen an die Entwicklungsländer aus privaten Quellen; bis 1996
hatte sich der Anteil der privaten Zuflüsse auf 86 vH erhöht, und es zeichnet sich
deutlich ab, daß auch in Zukunft, trotz der Krise in Asien, der Löwenanteil des
Nord-Süd-Transfers aus dem privaten Sektor kommen wird. Doch wenn eine
globale gemeinwohlorientierte Ordnungspolitik Erfolg haben soll, braucht sie
selbstverständlich auch öffentliche Finanzhilfen. Ohne eine solche Unterstützung
werden die Entwicklungsländer nicht in der Lage sein, innere Souveränität in ihren
Staatenaufzubauenund zu festigen.AngesichtsderVeränderungenderRahmenbe-
dingungen nach dem Ende des Kalten Krieges, die das Werben für Entwicklungs-
gelder in den Industrieländern stark erschweren, mag ein erneutes Rufen nach
staatlichfinanzierterEntwicklungshilfesinnloserscheinen.AberbeimRessourcen-
transfer zur Förderung und zum Aufbau von Strukturen sowie von Institutionen
einer globalen gemeinwohlorientierten Ordnungspolitik ist der Begriff der Aus-
lands- oder Entwicklungshilfe irreführend. Vielmehr handelt es sich um eine
Investition, die sich für alle Beteiligten, im Norden und Süden, lohnen wird.

7. Auf dem Weg zu einer globalen
gemeinwohlorientierten Ordnungspolitik

Die internationalen Wirtschaftsbeziehungen befinden sich an einem Scheide-
weg. Die zuvor beschriebenen interventionistischen Strategien sollten nicht als
politisch unpassend abgetan und somit unterschätzt werden. Derartige Strategien
werden immer populärer. Es sei nur an die Ergebnisse der jüngsten Wahlen in
Frankreich, an die „fast-track“- und die IWF-Debatte im amerikanischen Kongreß,
das Gesetz über die US-Sanktionen gegen Iran und Libyen, das Helms-Burton-Ge-
setz, den Sezessionsversuchs Quebecs oder Norditaliens oder den zunehmenden
internationalen Steuerwettbewerb erinnert sowie auf die möglichen politischen
Konsequenzen der Asienkrise hingewiesen. Als Folge solcher Ereignisse wird die
äußere Souveränität erneut die Beziehungen zwischen den Staaten dominieren und
damit letztlich das Risiko territorialer Konflikte erhöhen.

Das hier vorgeschlageneAlternativszenariostellt die innere Souveränität nicht
alsPrinzip inFrage,wohlaberdieNotwendigkeit,sieterritorial,aufNationalstaaten
begrenzt zu organisieren. Eine globale gemeinwohlorientierte Ordnungspolitik
erfordert politische Führung und institutionellen Wandel – zu beidem ist die
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BereitschaftaufbeidenSeitendesAtlantiksbishergering.Weiterhinerfordertdiese
Strategie die Bereitschaft nicht-staatlicher Akteure (vor allem aus dem Bereich der
transnational operierenden Unternehmen) zu enger Kooperation mit dem öffentli-
chen Sektor. Sie müssen Verantwortung bei der Umsetzung globaler Ordnungspo-
litik übernehmen und dazu bereit sein, diesen Prozeß demokratischen Prinzipien
und Kontrolle zu unterwerfen.

Die Weltwirtschaft besteht in zunehmenden Maße aus Unternehmensnetzen
globaler Reichweite. Die Organisation der politischen Führung auf globaler Ebene
isthingegenbestenfallsmiteinemstaatenübergreifendenFlickenteppichzuverglei-
chen, der sich vor allem durch fehlende Verbindungsstücke und unnötige Überlap-
pungen auszeichnet. Wenn man das beschriebene Modell globaler gemeinwohlori-
entierterOrdnungspolitik dem Interventionismusals bessere Alternative entgegen-
stellen will, müssen die Nationalstaaten dafür sorgen, daß diese unterschiedlichen
Flickensachgerechtverknüpftwerden.EinersterSchrittwäreeineBestandsaufnah-
me der bestehenden Strukturen internationaler Politik in funktionaler, finanzieller,
institutioneller und struktureller Hinsicht.

Im nächsten Schritt wären die größten der dabei offenbar gewordenen Löcher zu
stopfen. Die nationalen Bürokratien – nicht nur die Führungsspitzen – müßten
ständigeVerbindungen aufbauen,mittelsderer siesich gegenseitigübergrenzüber-
schreitende Wirtschaftsaktivitäten auf dem laufenden halten. Das Versagen der
Finanzaufsicht,wieessichbeispielsweiseindenbekanntenFällenderBarings-oder
derDaiwa-Bankgezeigthat, illustriertdieNotwendigkeiteinersolchenVernetzung.
Sie müßte allerdings über die Sphäre der globalen Finanzmärkte weit hinausgehen.
DiebetroffenenVerantwortungsträgersolltensichregelmäßigtreffen,umErfahrun-
gen und Strategien auszutauschen. Verstärkte Zusammenarbeit der internationalen
Institutionenwürde unnötigeDoppelarbeit vermeiden,unddurcheineeinvernehm-
liche Arbeitsteilung könnten die in den letzten Jahren aufgebrochenen Graben-
kämpfe der Institutionen eingedämmt werden. Das im Dezember 1996 zwischen
dem IWF und der Welthandelsorganisation geschlossene Abkommen über eine
Zusammenarbeit ist ein Schritt in die richtige Richtung. Doch wie die Erfahrungen
der Weltbank im ehemaligen Jugoslawien gezeigt haben, müssen sich der Informa-
tionsaustausch und die Koordination von Aktivitäten ebenfallsauf die Bereiche der
Menschenrechte und der Sicherheit, die unter anderem durch die OSZE und die
NATO abgedeckt werden, erstrecken. Auch diese Institutionen sehen sich zuneh-
mend mit den Folgen der Erosion innerer Souveränität konfrontiert.

Die Koordination einzelner Politikfelder auf zwischenstaatlicher Ebene reicht
aber keineswegs aus. Sollten Staatenund internationaleOrganisationen nicht in der
Lage sein, die oben beschriebenen Strukturen einer globalen gemeinwohlorientier-
tenOrdnungspolitikzuschaffenundzunutzen,könnendie inAngriffzunehmenden
Aufgaben nicht gelöst werden. Es ist zwar richtig, daß z.B. auf Gebieten wie dem
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UmweltschutzoderderhumanitärenHilfediepolitischeUnterstützungfürderartige
Strukturen häufig bereits vorhanden ist. Doch nur allzu oft ist diese Unterstützung
lediglich hastige Reaktion auf eine akute Krise und nicht Teil einer wohlüberlegten
undgut ausgeführtenStrategie.Diesichdabeiherausbildendenstaatenübergreifen-
den gesellschaftlichen Netzwerke kündigen gleichwohl die Gründung einer globa-
len Zivilgesellschaft an und tragen somit entscheidend zur Legitimation und
Effektivität einer globalen gemeinwohlorientierten Ordnungspolitik bei.

Wagt man einen Blick in die ferne Zukunft des klassischen Nationalstaates,muß
man einräumen, daß es mit seinem einst im territorial abgegrenzten Staatsgebiet
garantierten Monopol auf die innere Souveränität vorbei sein wird, falls die
Globalisierung im bisherigen Tempo fortschreitet. Doch ist dies wirklich ein Anlaß
zu großer Sorge, wie sie vielfach geäußert wird? Im Gegenteil: falls es möglich sein
sollte,die innereSouveränitätdurcheineglobalegemeinwohlorientierteOrdnungs-
politikzuersetzen,könntemandieGlobalisierungsogaralsChancezurErneuerung
veralteter Strukturen und Institutionen sehen. Dies erfordert selbstverständlich die
Lösung der politischen Eliten vom Nationalstaat und die Schaffung öffentlich-pri-
vater Partnerschaften, mit deren Hilfe man sich der notwendigen politischen
Führung und Gestaltung der Globalisierung dynamisch und sensibel zugleich
annehmen könnte. Ob und wie lange ein sich so veränderndes Gebilde noch
Nationalstaat genannt wird, ist im Grunde von nachgeordnetem Interesse. Der
Nationalstaat ist eine verhältnismäßig junge Organisationsform und hat keinen
Anspruch auf Verewigung; die Ausübung von Souveränität hat sich im Lauf der
Jahrhunderte häufig geändert. Sollte der Nationalstaat als organisatorische Einheit
wirklich einmal überflüssig werden, so darf dies aber nicht für die demokratischen
und marktwirtschaftlichen Grundsätze und Werte gelten, nach denen sich unsere
Gesellschaft richtet. Es ist jedenfalls an der Zeit, über das Konzept einer globalen
gemeinwohlorientierten Ordnungspolitik nachzudenken.
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